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LeserInnenbriefe an: hlz@gew-hamburg.de
(wir belassen ggf. alte Schreibung)

Die Redaktion behält sich das Recht auf Kürzungen vor
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Richtigstellung
hlz 6-7/2011

Liebe Redaktion, Ihr seid 
einer Fehlinformation auf-
gesessen. Richtig ist: In der 
Deputationssitzung am 16.6. 
hat der Senator klargestellt, 
dass er keine verpflichtenden 
Diktate in der Grundschule als 
Grundlage der Leistungsbeur-
teilung vorschreiben will. Sie 
sollen allerdings auch nicht 
ausdrücklich verboten werden. 
Die Textfassung des Entwurfs 
wurde zwecks Eindeutigkeit 
noch leicht verändert und wird 
im endgültigen Rahmenplan 
folgendermaßen lauten:

„Zur Feststellung der 
Leistungen im Bereich ‚Richtig 
schreiben‘ werden gesonderte 
schriftliche Lernerfolgskontrol-
len durchgeführt. Sie können aus 
Aufgaben zur Wörterbuchbenut-
zung, zur Fehlersuche und -kor-
rektur an vorgegebenen Texten, 
zum Abschreiben, zum Nachden-
ken über die Schreibweise von 
Wörtern und zur Überprüfung 
des geübten Grundwortschatzes 
sowie aus Diktaten bestehen. 
Wird ein Diktat zur Überprü-
fung der Rechtschreibleistung 
eingesetzt, ist dieses nicht das 
alleinige Instrument der Lei-
stungsfeststellung, sondern wird 
durch die zuvor angezeigten Me-
thoden sowie eine angemessene 
Überarbeitungszeit zu einem 
späteren Zeitpunkt ergänzt.“

Mit kollegialen Grüßen
EdGaR MEbuS 

(deputierter)

„Atomausstieg selber 
machen“

Meines Wissens bezieht die 
GEW-Geschäftsstelle Strom 
von einem „atomstromfreien 
Anbieter“. Gilt dies auch für 

die anderen Immobilien der 
GEW (Curio-Haus, Rothen-
baumchaussee 19) oder wird 
den dortigen Mietern/Pächtern 
überlassen, wo sie ihren Strom 
beziehen? Wenn das so ist, frage 
ich: was tut die GEW, um die 
Mieter/Pächter zu veranlassen 
den Stromanbieter zu wechseln?

Dies entspräche wohl auch 
dem Geist einschlägiger 
Beschlüsse auf Gewerkschafts-
tagen – wenn diese nicht nur 
Papier sein sollen.

Vielleicht ist ja diesbezüglich 
auch alles in bester Ordnung. 
Für eine Auskunft wäre ich 
dankbar.

MicHaEl ScHadE
Schule Weidemoor

Lieber Michael,
alles worüber wir als GEW 

bestimmen können, läuft mit 
Ökostrom und atomstromfrei 
(GEW, GBW, VTG Gemein-
schaftsstrom).

Mietrechtlich ist es jedoch 
unmöglich, die einzelnen 

Mieter zu zwingen, den von 
uns präferierten Stromanbieter 
zu verwenden. Die einzelnen 
Mieter suchen es sich also 
aus. Es ginge ja auch nicht an, 
wenn bespielsweise die SAGA 
ihre Mieter zwingen könnte, 
Vattenfall-Strom zu verwenden. 
Da sind Mieter rechtlich in 
ihren Verträgen frei.

Wir weisen unsere Mieter 
natürlich darauf hin, dass wir 
Strom ohne Atomkraft bevor-
zugen, aber mehr können wir 
nicht tun.

diRk MEScHER 
Geschäftsführer.

Vor 40 Jahren
Zum 100. Jahrestag der Nieder-
schlagung der Pariser Commune 
haben in Hessen die LehrerInnen 
zum ersten Mal gestreikt. Ein 
besseres Datum war nicht zu 
haben Es waren die hessischen 
Lehrbeauftragten im Rahmen der 
Aktion “Kleine Klasse”. Dafür 

Rezession oder Boom?
Zur Karikatur auf S. 2 die Zahlen des Monats aus Hinz&Kunzt, 
September 2012. 10 Euro die Stunde muss ein Arbeitnehmer 
verdienen, um im Alter eine Rente oberhalb der Armutsgrenze zu 
beziehen. Das ergibt sich aus der Antwort des Bundesarbeitsmini-
steriums auf eine Anfrage der Linkspartei. Angenommen wurden 
45 Jahre Arbeit in einem Vollzeitjob bei einer 38,5-Stunden-Wo-
che. Nach heutigem Recht hat Anspruch auf ergänzende Sozial-
hilfe vom Staat, wer 684 Euro oder weniger Rente im Monat 
bekommt. In den kommenden Jahrzehnten droht Altersarmut zu 
einem Massenphänomen zu werden: Nach Berechnungen der 
gewerkschaftlichen Hans-Böckler-Stiftung arbeiteten 2009 5 
Millionen Menschen in Deutschland für einen Stundenlohn von 
8,50 Euro oder weniger. Sie sind Verlierer selbst in Zeiten des 
Aufschwungs: Laut einer Studie des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung sind die Nettolöhne von Geringverdienern zwi-
schen 2000 und 2010 um bis zu 22 % gesunken. D.h. eigentlich 
ist es egal, in welcher konjunkturellen Phase die Wirtschaft steckt, 
nach unten scheint es keinen Boden zu geben. (JG)
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aktuell 
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„Besteuern Sie uns!“ 
Warren Buffet, Multimilliardär und Bör-
senspekulant aus USA tut es. 16 der 
reichsten Manager und Aktionäre in 
Frankreich tun es. Die „Initiative Vermö-
gende für eine Vermögensabgabe“ mit 
inzwischen 50 Unterzeichnern in 
Deutschland tut es schon seit Jahren: Sie 
alle fordern ihre Regierungen auf „Be-
steuern Sie uns!“ 

 „Meine Freunde und ich sind lange ge-
nug von einem Milliardärs-freundlichen 
Kongress verhätschelt worden“, sagt 
Buffet. Gleiches gilt für die Reichen in 
Deutschland. Auch sie wurden durch die 
Steuerpolitik bislang gehätschelt.  

Eine Vermögensteuer in Deutschland von 
gerade einmal einem Prozent würde 
dem Staat 20 Milliarden Euro an zusätzli-
chen Einnahmen bringen. Zahlen müss-
ten nur die Reichen – und nur auf den 

Teil ihres Nettovermögens, der eine hal-
be Million übersteigt. 

Doch die Regierung Merkel stellt sich 
einfach taub, wenn deutsche Millionäre 
feststellen: „Die großen Vermögen und 
Einkommen an der Spitze und fast nur 
dort sind enorm gewachsen. Diese krasse 
Umverteilung von unten nach oben gilt 
es jetzt umzukehren.“ 

Dabei hat Deutschland bei der Besteue-
rung von Eigentum besonders viel Spiel-
raum. Gemessen an der Wirtschaftleis-
tung bringen diese Steuern 
in USA und Frankreich  
mehr als dreimal  
soviel ein.    

VER.DI  BUNDESVORSTAND 
BERE ICH WIRTSCHAFTSPOL IT IK  

WIRTSCHAFTSPOL IT IK@VERD I .DE  
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Nur wenige besitzen fast alles
Verteilung des Nettovermögens privater Haushalte 

war der Streik aber große Klasse: 
er führte zu einem riesigen Erfolg 
und einige Hundert Pädagogik-
StudentInnen direkt in die GEW. 
Zwischen Noam Chomsky und 
Bernstein-Oevermann, Edwin 
Hörnle und Anna Freud entstand 
nicht nur der “Praxisbezogene 
Studiengang”. Es entstand auch 
die “Staffelberg-Kampagne”, die 
Ulrike Meinhof mit ihrem Doku-
mentarfilm “Bambule” angesto-
ßen hatte.

And the winner is...
Hamburg bleibt die Stadt mit 

den besten Wirtschaftsaussichten 
in Deutschland, so eine Studie 
des Feri-Instituts. Es untersuchte 
in 60 Städten, wie sich bis 2017 
Wirtschaftskraft, Arbeitsplätze, 
Bevölkerung und Kaufkraft ent-
wickeln werden. Auf den Plätzen 
zwei und drei folgen München 
und Frankfurt. (dpa)

Trauerspiel
Am 8. September war Welt-

alphabetisierungstag. Rund 7,5 
Millionen oder 14,5 Prozent 
der Erwerbsfähigen in Deutsch-
land können nicht richtig lesen 
und schreiben. Knapp über 50 
Prozent von ihnen gehen einer 
geregelten Arbeit nach, 58 Pro-
zent sprechen Deutsch als Mut-
tersprache.

Glanz...
Der SPD-Senat gibt sich spen-

dabel: Er will 30 Mio. € zusätz-
lich aus Reserven für die ganztä-
gige Bildung und Betreuung an 
Schulen ausgeben. Es gibt zu-
sätzlich pro Gruppe ein pädago-
gisches Budget von 7.500 Euro 
im Jahr, von dem zum Beispiel 
Honorarkräfte bezahlt werden 
können.

...und Elend
Das sogenannte Sonderver-

mögen Schulbau, eine Anstalt 
öffentlichen Rechts, hat in den 
vergangenen Jahren hohe Ver-

luste erwirtschaftet, für die nun 
Kredite zum Ausgleich aufge-
nommen werden müssen.

Woher nehmen
Der SPD-Senat will einen 

Gesetzentwurf beschließen, mit 
dem die Studiengebühren zum 
Wintersemester 2012/2013 ab-
geschafft werden. „Noch nicht 
konkretisieren konnte die Sena-
torin, woher sie die 39 Millio-
nen Euro pro Jahr nehmen will.“ 
(HA)

Gucci-Fraktion aktiv
Eltern und Schulleitungen 

des Matthias-Claudius- und 

Charlotte-Paulsen-Gymnasiums 
protestieren gegen die geplante 
Zusammenlegung der Oberstu-
fen. Dazu behauptet die Eltern-
ratsvorsitzende des Matthias-
Claudius-Gymnasiums allen 
Ernstes: „Das ist der erste Schritt 
zur Einheitsschule und nicht das, 
was wir uns unter einem Schul-
frieden vorgestellt haben.“

Ball flach halten
Schulsenator Ties Rabe hofft, 

dass der Kopftuchstreit inner-
halb der Stadtteilschule Alter 
Teichweg selbst gelöst wird. 


